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8.14.3  Die Hemmung der Einbringung nach § 230 Abs. 1 bis 6 BAO 326

8.14.4  Der Vollstreckungsbescheid nach § 230 Abs. 7 BAO 326

8.14.5  Die Aussetzung der Einbringung nach § 231 BAO 328

8.14.6  Der Sicherstellungsauftrag nach den §§ 232 bis 233 BAO 328

8.15  Die Abschreibungen nach den §§ 235 bis 237 BAO 329

8.15.1  Die Löschung nach § 235 BAO 329

8.15.2  Die Nachsicht nach § 236 BAO 329

8.15.3  Die Entlassung aus der Gesamtschuld nach § 237 BAO 330

8.16  Die Einhebungsverjährung nach § 238 BAO 331

8.17  Die Rückzahlungen nach den §§ 239 bis 241 BAO 332

8.17.1  Die Rückzahlung von Guthaben nach § 239 BAO 332

8.17.2  Das Unterbleiben einer Gutschrift nach § 239a BAO 332

8.17.3  Die Rückzahlung von zu Unrecht einbehaltenen Abgaben  
gem. § 240 BAO 333

8.17.4  Weitere Rückzahlungstatbestände nach § 241 BAO 334
 


